
URTEIL VOM 13. 3. 1986 — RECHTSSACHE 54/85 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Dritte Kammer) 

13. März 1986* 

In der Rechtssache 54/85 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Tribunal de 
police Dijon in dem vor diesem anhängigen Strafverfahren 

Ministère public 

gegen 

Xavier Mirepoix 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 30 
EWG-Vertrag im Hinblick auf die Beurteilung der Vereinbarkeit der nationalen 
Regelung über das Verbot der Verwendung eines Pflanzenschutzmittels mit dem 
Gemeinschaftsrecht 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten U. Everling, der Richter Y. Galmot 
und C. Kakouris, 

Generalanwalt: G. F. Mancini 

Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch J. C. Séché 
als Bevollmächtigten, 

— Regierung der Französischen Republik, vertreten durch Gilbert Guillaume als 
Bevollmächtigten, 

— Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Martin Seidel und 
Ernst Röder als Bevollmächtigte, 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 4. Fe­
bruar 1986, 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Das Tribunal de police Dijon hat mit Urteil vom 4. Februar 1985, beim Gerichts­
hof eingegangen am 25. Februar 1985, nach Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage 
nach der Auslegung der Artikel 30 und 36 EWG-Vertrag betreffend den freien 
Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Strafverfahren, in dem der Angeklagte beschuldigt 
wird, zum Verkauf auf dem französischen Binnenmarkt Zwiebeln aus den Nieder­
landen eingeführt zu haben, die mit einem Maleinsäurehydrazid genannten Stoff 
behandelt worden seien, dessen Verwendung in Frankreich nicht zugelassen sei. 

3 Nach den Akten handelt es sich bei diesem Stoff um ein chemisches Syntheseer­
zeugnis, das zur Gruppe der keimungsregulierenden Pflanzenschutzmittel gehört. 
Maleinsäurehydrazid dringt, wenn es auf die Blätter der Pflanze aufgetragen wird, 
in das Gewebe ein; seine Rückstände verweilen dort hinreichend lange, um die 
Keimung während einer recht langen Zeit zu verhindern. Es steht fest, daß Zwie­
beln, die so behandelt werden und im frischen Zustand in den Verkehr gebracht 
werden, während des normalen Zeitraums für die Vermarktung nicht völlig frei 
von Rückständen dieses Stoffes sein können. 

4 Aufgrund von Artikel 6 der französischen Verordnung vom 20. Juli 1956 über 
den Handel mit Obst und Gemüse (JORF vom 9. 8. 1956, S. 7627) in Verbindung 
mit den Artikeln R 5149 und R 5158 des Code de la santé publique und der Mi-
nisterialverordnung vom 31. Juli 1968 ist die Verwendung von Maleinsäurehydra-
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zid für Anbau und Ernte ohne ausdrückliche Genehmigung durch Erlaß des Land­
wirtschaftsministers verboten. 

5 Vor dem nationalen Gericht machte der Angeklagte die Unvereinbarkeit dieser 
Regelung, auf die sich die Anklage stützt, mit dem Gemeinschaftsrecht geltend. 
Das Tribunal de police Dijon ist der Ansicht, seine Entscheidung hänge von der 
Frage der Vereinbarkeit der Regelung mit den Artikeln 30 und 36 EWG-Vertrag 
ab; es hat daher das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof die folgende Frage 
vorgelegt: 

„Stellt Artikel 6 des Arrêté vom 20. Juli 1956, der den Verkauf von Früchten und 
Gemüse verbietet, die vor oder nach der Ernte einer nicht zugelassenen Behand­
lung mit Schädlingsbekämpfungsmitteln oder Chemikalien unterzogen worden 
sind, und der bewirkt, daß die Einfuhr von Zwiebeln unter anderem aus Holland 
nach Frankreich verboten ist, die mit bewährten, die Lagerung dieser Zwiebeln 
erleichternden Stoffen behandelt worden sind — darunter Maleinsäurehydrazid, 
dessen Verwendung als Keimungshemmer in den anderen Mitgliedstaaten der 
EWG anscheinend erlaubt ist —, eine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine 
Einfuhrbeschränkung im Sinne von Artikel 30 EWG-Vertrag dar?" 

6 Es ist zunächst zu bemerken, daß der Gerichtshof, soweit er nach Artikel 177 
EWG-Vertrag entscheidet, keine Zuständigkeit für die Beurteilung der Vereinbar­
keit nationalen Rechts mit dem Gemeinschaftsrecht besitzt. Er kann dem nationa­
len Gericht lediglich die für dessen Entscheidung nützlichen Elemente der Ausle­
gung des Gemeinschaftsrechts zur Verfügung stellen. Es ist sonach davon auszuge­
hen, daß das nationale Gericht mit der Vorlagefrage wissen möchte, ob die Rege­
lung eines Mitgliedstaats, wonach der Handel mit Obst und Gemüse, die einer 
nicht zugelassenen Behandlung mit Schädlingsbekämpfungsmitteln oder Chemika­
lien, und zwar mit Maleinsäurehydrazid, unterzogen worden sind, verboten ist 
und die bewirkt, daß die Einfuhr von auf diese Weise behandelten Erzeugnissen 
aus einem andern Mitgliedstaat verboten ist, im Hinblick auf die Artikel 30 und 
36 EWG-Vertrag als eine zum Schutze der Gesundheit der Bevölkerung notwen­
dige Maßnahme gerechtfertigt werden kann. 

7 Nach Ansicht des Angeklagten verstößt die fragliche nationale Regelung gegen 
Artikel 30 EWG-Vertrag und fällt nicht unter die Ausnahmen des Artikels 36. Es 
bestehe nämlich in bezug auf die Schädlichkeit des fraglichen Stoffes keine wirkli­
che Ungewißheit mehr, die französische Regelung beschränke sich nicht auf das 
zur Erreichung des Ziels des Gesundheitsschutzes Erforderliche, und mit dem in 
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ihr enthaltenen Verbot würden das Anliegen des Gesundheitsschutzes und das Ge­
bot des Einsatzes guter Erzeugungs- und Vermarktungstechniken für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse nicht miteinander in Einklang gebracht. 

s Die französische Regierung macht geltend, da die Gemeinschaftsvorschriften keine 
Bestimmung über die Verwendung von Maleinsäurehydrazid enthielten, seien die 
Mitgliedstaaten weiterhin dafür zuständig, das Vorhandensein von Rückständen 
dieses Pflanzenschutzmittels in Lebensmitteln zu regeln. Das mit der fraglichen 
Regelung aufgestellte Verbot sei gerechtfertigt, weil das Vorhandensein giftiger 
Rückstände notwendigerweise auf eine Behandlung der Zwiebeln mit Maleinsäu­
rehydrazid zurückzuführen sei. Deshalb sei die vom Gerichtshof im Urteil vom 
19. September 1984 in der Rechtssache 94/83 (Albert Heijn, Slg. 1984, 3263) her­
ausgearbeitete Lösung auch auf die von dem nationalen Gericht zur Vorabent­
scheidung vorgelegte Frage anzuwenden. 

9 Nach Auffassung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt die fragli­
che Regelung eine Maßnahme gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Einfuhr­
beschränkung im Sinne von Artikel 30 EWG-Vertrag dar, die jedoch offensicht­
lich nur aus Gründen des Schutzes der Gesundheit und des Lebens von Menschen 
im Sinne von Artikel 36 EWG-Vertrag gerechtfertigt sei. Es seien nämlich zum 
einen die Unsicherheit der wissenschaftlichen Erkenntnisse in bezug auf die Wir­
kungen dieser Pflanzenschutzmittel und zum anderen die Ernährungsgewohnhei­
ten der Verbraucher, die klimatischen Verhältnisse und die sonstige Verwendung 
von Maleinsäurehydrazid zu berücksichtigen, die sich von einem Mitgliedstaat 
zum anderen unterschieden. Da die Gesamtmenge dieses Pflanzenschutzmittels 
und ähnlich wirkender Stoffe, die der Verbraucher zu sich nehme, entscheidend 
sei, könnten die Mitgliedstaaten die Verwendung dieses Stoffes selbst dann unter­
schiedlich regeln, wenn sie in der Frage der zulässigen Tageshöchstdosis überein­
stimmten. 

io Die Kommission weist unter anderem auf die Ähnlichkeit des vorliegenden Sach­
verhalts mit dem hin, der zu dem bereits zitierten Urteil Heijn geführt habe; wäh­
rend dort jedoch die nationale Regelung einen zulässigen Höchstgehalt des Schäd­
lingsbekämpfungsmittels festgelegt habe, verbiete die im vorliegenden Fall in Rede 
stehende nationale Regelung jede Behandlung von Zwiebeln mit Maleinsäure­
hydrazid. Die Kommission hält folgende Antwort für angebracht: „Nach den Arti­
keln 30 und 36 EWG-Vertrag ist es einem Mitgliedstaat verwehrt, die Einfuhr von 
Obst und Gemüse aus einem anderen Mitgliedstaat allein deswegen zu verbieten, 
weil sie in diesem zweiten Mitgliedstaat einer nach den Rechtsvorschriften des er-
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sten Mitgliedstaats nicht zulässigen Behandlung unterzogen worden sind. Etwas 
anderes könnte nur gelten, wenn die fragliche Behandlung über diejenigen hinaus­
ginge ', die von diesem Mitgliedstaat im Rahmen seiner Politik auf dem Gebiet der 
Pflanzenschutzmittelrückstände in Lebensmitteln bei vergleichbaren Behandlungen 
in seinem Staatsgebiet hingenommen werden. Die Behörden des Einfuhrmitglied­
staats sind insoweit gehalten, sich aus eigenem Antrieb die erforderlichen Aus­
künfte zu beschaffen, indem sie den Importeur auffordern, die ihm zur Verfügung 
stehenen Angaben zu machen, mit den Behörden des Mitgliedstaats Kontakt auf­
nehmen, der die Behandlung zugelassen habe, und die verfügbaren wissenschaftli­
chen Informationen berücksichtigen." Soweit eine nationale Regelung die Vor­
nahme einer solchen Prüfung nicht zulasse, was auf die hier fragliche Regelung 
zutreffe, verstoße sie gegen die Artikel 30 und 36 EWG-Vertrag. 

n Vorab ist festzustellen, daß der Gebrauch des Pflanzenschutzmittels, um das es im 
vorliegenden Fall geht, weder durch die Richtlinie 76/895 des Rates vom 23. No­
vember 1976 über die Festsetzung von Höchstgehalten an Rückständen von 
Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in Obst und Gemüse (ABl. L 340, S. 26) 
noch durch die Richtlinie 79/117 des Rates vom 21. Dezember 1978 über das 
Verbot des Inverkehrbringens und der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die 
bestimmte Wirkstoffe enthalten (ABl. L 33, S. 36), geregelt wird. 

i2 Das von einem Mitgliedstaat aufgestellte Verbot jeglicher Verwendung von Ma-
leinsäurehydrazid beim Anbau und bei der Ernte und das sich daraus ergebende 
Verbot der Einfuhr von mit diesem Stoff behandelten Erzeugnissen ist geeignet, 
die Einfuhren aus anderen Mitgliedstaaten, in denen die Behandlung mit diesem 
Stoff völlig oder teilweise zugelassen ist, zu beeinträchtigen. Eine solche Regelung 
stellt deshalb eine Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Ein­
fuhrbeschränkung dar. 

1 3 Wie jedoch der Gerichtshof in seinem Urteil vom 19. September 1984 (Heijn, 
a. a. O.) ausgeführt hat, stellen Schädlingsbekämpfungsmittel erhebliche Gefahren 
für die Gesundheit von Mensch und Tier und für die Umwelt dar. Auf Gemein­
schaftsebene ist dies insbesondere in der fünften Begründungserwägung zur bereits 
zitierten Richtlinie 76/895 des Rates anerkannt worden, wonach „Schädlingsbe­
kämpfungsmittel ... nicht nur günstige Auswirkungen auf die Pflanzenerzeugung 
[haben], da es sich in der Regel um giftige Stoffe oder um Zubereitungen mit 
gefährlicher Wirkung handelt". Es ist deshalb gemäß Artikel 36 und mangels Har-

1 A. d. Ü.: Gemeint ist wohl: „. . . wenn die . . . Behandlung Gefahren mit sich brächte, die über diejenigen hinausgehen, . . ." 
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monisierung auf diesem Gebiet Sache der Mitgliedstaaten, unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse des freien Warenverkehrs, wie sie im Vertrag und insbesondere 
im letzten Satz von Artikel 36 zum Ausdruck kommen, zu entscheiden, inwieweit 
sie den Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen sicherstellen wollen. 

u Wie der Gerichtshof im Urteil in der Rechtssache Heijn (a. a. O.) ausgeführt hat, 
haben die Mitgliedstaaten beim Erlaß von Bestimmungen über die Verwendung 
von Schädlingsbekämpfungsmitteln zu berücksichtigen, daß diese Stoffe für die 
Landwirtschaft erforderlich, zugleich aber für die Gesundheit von Mensch und 
Tier schädlich sind. Wie die Regierung der Bundesrepublik Deutschland zu Recht 
vorgetragen hat, rechtfertigt der Umstand, daß die vom Verbraucher insbesondere 
in der Form von Rückständen in Nahrungsmitteln aufgenommenen Mengen nicht 
vorhersehbar und nicht kontrollierbar sind, strenge Maßnahmen, um die Gefahren 
für den Verbraucher zu beschränken. 

is Deshalb können die Mitgliedstaaten über die Rückstände solcher Pflanzenschutz­
mittel in Lebensmitteln, die von der einschlägigen Gemeinschaftsregelung nicht er­
faßt werden, Regelungen treffen, die je nach Land nach Maßgabe der klimatischen 
Verhältnisse,· der Ernährungsgewohnheiten der Bevölkerung und ihres Gesund­
heitszustands unterschiedlich sein können. 

i6 Die Behörden des Einfuhrmitgliedstaats sind jedoch gehalten, das Verbot der Ver­
wendung eines Pflanzenschutzmittels oder den zulässigen Höchstgehalt zu revidie­
ren, wenn sie — etwa infolge der Entdeckung einer neuen Verwendung eines 
Pflanzenschutzmittels oder aus neuen Forschungsergebnissen — den Eindruck ge­
winnen, daß sich die Gründe für den Erlaß dieser Maßnahmen geändert haben. 

i7 Sie müssen ferner die Gewährung von Ausnahmen von der bestehenden Regelung 
in einem für die Marktteilnehmer leicht zugänglichen Verfahren für den Fall vor­
sehen, daß sich eine bestimmte Verwendung des betreffenden Pflanzenschutzmit­
tels als für die Gesundheit ungefährlich herausstellt. 

is Sonach ist auf die Vorlagefrage zu antworten, daß es einem Mitgliedstaat beim 
derzeitigen Stand der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen über Lebensmittel, 
die mit Pflanzenschutzmitteln behandelt worden sind, weder nach den Artikeln 30 
und 36 EWG-Vertrag noch nach einer anderen Bestimmung des Gemeinschafts­
rechts verwehrt ist, auf Obst und Gemüse, das aus einem anderen Mitgliedstaat 

1079 



URTEIL VOM 13. 3. 1986 — RECHTSSACHE 54/85 

eingeführt wird, seine nationalen Rechtsvorschriften anzuwenden, nach denen der 
Handel mit diesen Erzeugnissen verboten ist, wenn sie mit Maleinsäurehydrazid 
behandelt worden sind. 

Kosten 

i9 Die Auslagen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen vor dem Gerichtshof ab­
gegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Beteiligten des Ausgangsver­
fahrens ist das Verfahren Teil des vor dem nationalen Gericht anhängigen Verfah­
rens; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

auf die ihm vom Tribunal de police Dijon mit Urteil vom 4. Februar 1985 vorge­
legte Frage für Recht erkannt: 

Beim derzeitigen Stand der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen über Lebens­
mittel, die mit Pflanzenschutzmitteln behandelt worden sind, ist es einem Mitglied­
staat weder nach den Artikeln 30 und 36 EWG-Vertrag noch nach anderen Be­
stimmungen des Gemeinschaftsrechts verwehrt, auf Obst und Gemüse, das aus ei­
nem anderen Mitgliedstaat eingeführt wird, seine nationalen Rechtsvorschriften an­
zuwenden, nach denen der Handel mit diesen Erzeugnissen verboten ist, wenn sie 
mit Maleinsäurehydrazid behandelt worden sind. 

Everling Galmot Kakouris 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 13. März 1986. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Dritten Kammer 

U. Everling 
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